
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 18. September 2007 

 

 Nr. 2007/1576   

Personalangelegenheit: Ergänzungswahl eines Staatsanwaltes / einer Staatsanwältin 

  

1. Erwägungen 

Nach § 74 Abs. 1 des Gesetzes über die Gerichtsorganisation vom 13. März 1977 (GO; BGS 

125.12) bestimmt der Kantonsrat die Anzahl der Staatsanwälte und wählt sie.  

Eine Staatsanwältin der Staatsanwaltschaft, Abteilung Olten, steht vor der Niederkunft. Nach dem 

Mutterschaftsurlaub wird sie ihr Pensum per 1. April 2008 von bisher 100 % auf 50 - 60 % re-

duzieren, um ihre Mutterpflichten wahrnehmen zu können. Es gilt daher, das frei werdende Pensum 

von 40 - 50 % wieder zu besetzen. 

2. Beschluss 

Gestützt auf § 74 Abs. 1 des Gesetzes über die Gerichtsorganisation vom 13. März 1977 (BGS 

125.12) wird dem Kantonsrat beantragt, in der Dezember-Session 2007 per 1. April 2008 einen 

Staatsanwalt / eine Staatsanwältin im Teilpensum für die Staatsanwaltschaft zu wählen. 
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